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An einem Europäischen Patentgericht wurde seit Jahrzehnten gearbeitet und nun ist es soweit: Am 1.6.2023 (nach Druckle-

gung dieses Heftes) hat das Einheitliche Patentgericht (EPG) seine Arbeit aufgenommen und wird künftig mit unmittelbarer

Wirkung für alle beteiligten EU-Mitgliedstaaten in einem einheitlichen Verfahren über die Verletzung und Gültigkeit von Pa-

tenten nach dem Europäischen Patentübereinkommen sowie dem neuen EU-Einheitspatent entscheiden, so die PM des Bun-

desjustizministeriums (BMJ) vom 30.5.2023. Das neue EU-Einheitspatent ist ebenfalls seit dem 1.6.2023 verfügbar. Das EU-Ein-

heitspatent biete Schutz in allen teilnehmenden Staaten für weniger als 5000 Euro für die ersten zehn Jahre Laufzeit. Auch

die Rechtsdurchsetzung werde einfacher und kostengünstiger, denn zukünftig könne in einem einheitlichen Verfahren die

Verletzung eines Patents in allen teilnehmenden Mitgliedstaaten unterbunden werden. In gleicher Weise könne auch die

Wirksamkeit des Schutzrechts mit Wirkung für alle Mitgliedstaaten überprüft werden, damit Unternehmen im gemeinsamen

Markt ihre wirtschaftlichen Entscheidungen zügig auf rechtssicherer Basis treffen können. An dem neuen System beteiligen

sich 17 EU-Mitgliedstaaten und unterwerfen sich der Rechtsprechung des EPG (Deutschland, Frankreich, Belgien, Bulgarien,

Dänemark, Estland, Finnland, Italien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Portugal, Schweden, Slo-

wenien), weitere EU-Mitgliedstaaten können sich anschließen. In den teilnehmenden Mitgliedstaaten werden erstinstanzliche

Kammern eingerichtet. In Deutschland werde dies an den Standorten Düsseldorf, Hamburg, Mannheim und München der Fall

sein. Das Berufungsgericht und das EPG als Organisation haben ihren Sitz in Luxemburg. Das EPG trete als weitere Option

neben die nationalen Gerichtsbarkeiten, so dass nationale und europäische Rechtsprechung einander ergänzen werden. Die

nationalen Gerichte in Deutschland blieben weiterhin zuständig für Streitigkeiten über deutsche Patente, die vom Deutschen

Patent- und Markenamt nach dem Patentgesetz erteilt werden. In einer Übergangsfrist könnten auch Klagen aus Europä-

ischen Bündelpatenten weiterhin vor den nationalen Gerichten geführt werden. Präsident des EPG Berufungsgerichts ist

RiBGH a. D. Dr. Klaus Grabinski aus Deutschland, die Präsidentin der ersten Instanz, Florence Butin kommt aus Frankreich. Zur

Einführung eines neuen Patentsystems in Europa vgl. auch Stief, BB 2023, 457 ff.
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Entscheidungen
EuGH: Satellitenbouquet-Anbieter – Grenz-

überschreitendeProgrammverbreitungüber

Satelliten

Art. 1 Abs. 2 Buchst. b der Richtlinie 93/83/EWG

des Rates vom 27. September 1993 zur Koordi-

nierung bestimmter urheber- und leistungs-

schutzrechtlicher Vorschriften betreffend Satelli-

tenrundfunk und Kabelweiterverbreitung ist da-

hin auszulegen, dass ein Satellitenbouquet-An-

bieter, der verpflichtet ist, für eine Handlung in

Form der öffentlichen Wiedergabe über Satellit,

an der er mitwirkt, die Zustimmung der Inhaber

der betreffenden Urheberrechte und verwand-

ten Schutzrechte einzuholen, diese Zustimmung

– entsprechend der dem betreffenden Sendeun-

ternehmen erteilten Zustimmung – nur in dem

Mitgliedstaat einholen muss, in dem die pro-

grammtragenden Signale in die zum Satelliten

führende Kommunikationskette eingegeben

werden.

EuGH, Urteil vom 25.5.2023 -C-290/21
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-1281-1

unterwww.betriebs-berater.de

EuGH: Anbieter elektronischer Kommunika-

tionsdienste – Zum Verhältnis von Art. 13

i. V. m. Art. 3 RL (EU) 2018/1972 zu nationa-

ler Kostenerstattungsregelung

Art. 13 in Verbindung mit Art. 3 der Richtlinie

(EU) 2018/1972 des Europäischen Parlaments

und des Rates vom 11. Dezember 2018 über

den europäischen Kodex für die elektronische

Kommunikation sowie deren Anhang I Teil A

Nr. 4 sind dahin auszulegen, dass sie einer na-

tionalen Regelung nicht entgegenstehen, die

keine vollständige Erstattung der Kosten vor-

schreibt, die den Anbietern elektronischer Kom-

munikationsdienste bei der Ermöglichung der

rechtmäßigen Überwachung der elektronischen

Kommunikation durch die zuständigen natio-

nalen Behörden tatsächlich entstanden sind,

sofern diese Regelung nicht diskriminierend,

verhältnismäßig und transparent ist.

EuGH, Urteil vom 16.3.2023 – C-339/21
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-1281-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: beA – Überprüfungspflicht des RA

(hier: richtige Bezeichnung des Rechtsmit-

telgerichts durch Büropersonal)

a) Hat der Prozessbevollmächtigte einer Partei

die Anfertigung einer Rechtsmittelschrift sei-

nem angestellten Büropersonal übertragen, ist

er verpflichtet, das Arbeitsergebnis vor Absen-

dung über das besondere elektronische An-

waltspostfach sorgfältig auf Vollständigkeit zu

überprüfen. Dazu gehört auch die Überprü-

fung, ob das Rechtsmittelgericht richtig be-

zeichnet ist.

b) Geht ein fristwahrender Schriftsatz über das

besondere elektronische Anwaltspostfach erst

einen Tag vor Fristablauf beim unzuständigen

Gericht ein, ist es den Gerichten regelmäßig

nicht anzulasten, dass die Weiterleitung im or-

dentlichen Geschäftsgang nicht zum rechtzeiti-

gen Eingang beim Rechtsmittelgericht geführt

hat (Fortführung von BGH, Beschluss vom

8. Februar 2012 – XII ZB 165/11, NJW 2012,

1591 [juris Rn. 22]).

BGH, Beschluss vom 26.1.2023 – I ZB 42/22
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-1281-3

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: beA – Zur Frage der erfolgreichen

Übermittlung eines Schriftsatzes an das Ge-

richt

Zur Frage, wann ein Rechtsanwalt von einer er-

folgreichen Übermittlung eines Schriftsatzes

mittels des besonderen elektronischen Anwalts-

postfachs (beA) an das Gericht ausgehen darf.

BGH, Beschluss vom 18.4.2023 – VI ZB 36/22
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-1281-4

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Dieselverfahren – Unwirksamkeit der

formularmäßigen Abtretung von Ansprü-

chen des Käufers an Finanzierungsbank

Die im Falle des Verbunds eines Kaufvertrags

mit einem Allgemein-Verbraucherdarlehensver-

trag in den Allgemeinen Geschäftsbedingungen

des Darlehensgebers enthaltene Bestimmung

„3. Abtretung von sonstigen Ansprüchen

DerDarlehensnehmer tritt ferner hiermit folgende –

gegenwärtige und zukünftige – Ansprüche an den

Darlehensgeberab, [der] diese Abtretung annimmt:

…
– gegen die … [Verkäuferin] gleich aus welchem

Rechtsgrund. Ausgenommen von der Abtretung

sind Gewährleistungsansprüche aus Kaufvertrag
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